Unis:
Hier hat nur das Chaos Weltklasse

Von Wendelin Schmidt-Dengler (Die Presse - Spectrum) 28.05.2005

Unsere Universitäten nach der Reform: autoritäre Strukturen, delphische Sprüche, Universaldilettantismus. Ja, so ist es. Ich kann es durch meine Erfahrungen bezeugen. Nachrichten von der Universität Wien.
Wer sich der Universitätskritik verschreibt, kann des Beifalls sicher sein, vor allem aus den Reihen der Universitätsangehörigen selbst. Wenig empfiehlt sich so sehr der Schelte wie das Volk der Gelehrten, mit seinem narzisstischen wie weltfremden Gebaren, seiner Arroganz und dämlichen Bescheidenheit, seiner Kleinlichkeit, Penetranz und Begierde nach Macht. Die Reihe negativer Kennzeichnungen ließe sich ins Unendliche fortsetzen, festgehalten sei nur, dass hierzulande dies alles noch durch österreichische Ingredienzien eine spezifische Form der Beklemmung auslöst und eine Immobilität verursacht, die gerade dann besonders prekär wird, wenn Reformen anstehen.

Im Jahr 2000 sollte Österreich runderneuert werden, und man begann bei den Universitäten: ein Probelauf auf einem vergleichsweise kleinen Terrain und mit Problemen, die nur einen kleinen Teil der Bevölkerung betreffen. So geschah es auch, dass das neue Universitätsgesetz (UG) 2002 unter vergleichsweise geringer Anteilnahme der Öffentlichkeit über die Bühne ging. Das Unternehmen richtete sich vor allem gegen die Tendenzen des Universitätsorganisationsgesetzes (UOG) 1975, in dem die Mitbestimmung von Mittelbau und Studierenden in einem europaweit un- üblichen Ausmaß verankert war. Vorgearbeitet war dem UG 2002 schon durch das UOG 1993 worden, das aber unter der neuen Regierung als matte Sache angesehen wurde, weil man die radikalen Reformen wegen des sozialistischen Koalitionspartners nicht hätte durchsetzen können. Dabei wurde es von seinem Schöpfer als ein "Jahrhundertwerk" ausgegeben, hielt sich allerdings weniger lang als das Tausendjährige Reich, nämlich je nach Einführung an den einzelnen Universitäten zwei bis fünf Jahre. Schon die Einführung dieses Gesetzes war für alle Beteiligten mit einem beträchtlichen Mehraufwand an unnötiger administrativer Arbeit verbunden, was aber darauf folgte, war ärger. - Die Abschaffung der demokratischen Einrichtungen des UOG 1975 an den Universitäten wurde mit dem Euphemismus "Rückbau" bedacht; wichtig sollte eine "schlanke Spitze" - die neue Bundesregierung gab sich ja immer betont sportlich - sein. Das Wort Gremium wurde zum Unwort. Man - allen voran die Bundesministerin Gehrer - sprach von einem "starken Rektor"; in dieser Diktion blieb die Position durchgehend männlich besetzt. Wer an die Sehnsucht nach starken Männern so um das Jahr 1938 dachte, dem lief es dabei kalt über den Rücken.

Die Professoren schienen in ihre alten Rechte wieder eingesetzt zu werden, und manche freuten sich darüber; sie wurden nahezu alle bitter enttäuscht. Den sogenannten Kollegialorganen wurden zusehends die Entscheidungsbefugnisse entzogen und der "schlanken Spitze" überantwortet. Wer sich widersetzte, wurde als Querulant abgetan, der sich aus Trägheit gegen die Veränderung sträubte. Mit einer Sicherheit, die meist verkehrt proportional zur Einsicht in die Materie ist, pries die zuständige Ministerin das Gesetz, sprach wieder vom "Jahrhundertwerk" und von der größten Reform des Universitätswesens seit rund 150 Jahren. Gemeint ist die Reform des Ministers für Kultus und Unterricht Leo Thun-Hohenstein; dieser war ein hochgebildeter Mann. - Wir durften, und dies kann ich durch meine Erfahrungen bestätigen, die Überführung aus einem vergleichsweise geordneten Zustand in das Chaos des UG 2002 erleben. Wie die Universität nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aussehen sollte, wusste niemand - das war deren autonomem Wirkungsbereich überlassen. Am allerwenigsten wusste man dies an der Universität Wien.

Ich rekapituliere kurz: Gegen Ende 2001 erhielten alle Funktionsträger den Auftrag, im Amte zu bleiben, und zwar bis zum Herbst 2002, weil dann würde das neue UG 2002 zum Zuge kommen und eine Neuordnung eintreten; das betraf Institutsvorstände und Studienkommissionsvorsitzende, für die Verwaltung und den Studiengang wichtige Positionen. Das wurde meist kommentarlos hingenommen, manche traten zurück, manche ließen sich neu wählen, manche blieben einfach im Amt. Kurzum, auf Wahlen wurde verzichtet; auch diese Korrosion demokratischer Grundlagen wurde kaum kommentiert. Sogar das Wort "Ermächtigung" kursierte in diesem Zusammenhang, ohne dass das Papier errötete. Dass dies kein demografisch feststellbares Erdbeben verursachte, ist bei dem Engagement unserer politischen Öffentlichkeit und der Medien für die Universitäten nicht erstaunlich.

Hier wurde der für diese Regierung typische Versuch gemacht, eine Reform zu verkaufen und so zu tun, als ob man einen völlig kaputten Karren endlich wieder auf dem Weg hätte. Eine Reform wurde angekündigt, ohne die Mängel und die dafür Verantwortlichen präzise zu benennen und daher mit der Reform auch die zu treffen, die für die fragwürdigen Zustände verantwortlich wären; das pauschalierende Verfahren, das jedem Universaldilettantismus eingeboren ist, trat an die Stelle der Kritik, die Begriffe Evaluation und Leistungsvereinbarung wurden wolkig verwendet, um als Drohung über den Universitäten zu hängen, ohne je zu klären, wie man konkret dabei verfahren würde. Überhaupt wurde alles, was nach theoretischer Vorüberlegung roch, das heißt die Anstrengung der Abstraktion und Wissenschaftstheorie verlangte, peinlich gemieden. Lediglich ein Papier kursierte, das "Universitäten im Wettbewerb" hieß, theoretisch äußerst dünnflüssig war und irgendwie erkennen ließ, dass man die Universitäten am besten so organisieren könne wie die Bundesliga oder einen Song Contest. 

Das Wort "Weltklasseuni" wurde geboren, unter den vielen Peinlichkeiten nach 2000 eine der peinlichsten. Jeder, der im Jahre 2000 irgendwie im Ausland zu tun hatte, wurde auf unsere Regierung angesprochen, und es waren nicht unsere Universitäten, über die man sich dort empörte oder lustig machte, sondern eben die Regierung. Und just diese wollte den Universitäten Weltklasse verpassen! - Das UG 2002 ist in seiner Grundkonzeption verfehlt, da es autoritäre Strukturen festschreibt, Wahlen und Gremien kaum vorsieht, dem Rektor viele Kompetenzen und auch Rechte zuweist, Entscheidungen und Vorentscheidungen weitgehend auf ihn und sein Team überträgt und die Kontrolle der Amtsführung auf ein Minimum beschränkt. Das ist ein Prozess der Entdemokratisierung, der nicht nur die Studierenden, sondern auch die Professoren von den Entscheidungen und von Informationen ferne hält. Rektor Winckler trat bei einer Promotion als mutiger Kritiker des Gesetzes auf, machte aber offenkundig bald darauf kehrt und mied die öffentliche Diskussion, was nach der nicht widmungsgemäßen Inbetriebnahme einer Torte verständlich war. (Da meines Wissens die Täter noch nicht gefasst sind, möchte ich einen zweckdienlichen Hinweis geben: In Brüssel gibt es ein Unternehmen, das sich "Patissiers sans frontières" nennt und für solche Aufträge zu haben sein soll.)

Winckler erklärte in einem Fernsehauftritt, man setze nicht mehr auf gremiale Entscheidungsfindung, sondern auf Qualitätssicherung, so als ob dies die Alternative wäre. Statt seine Handlungen mit Argumenten zu stützen, ließ er sich zu einer ebenso infantilen wie atavistischen Handlung herbei: Zur Feier des neuen Gesetzes wurde von ihm und der Ministerin ein Bäumchen gepflanzt. Wir fühlten uns gepflanzt. Debatten bei der Erstellung des "Organisationsplans" (auf Glanzpapier) waren nicht gefragt; nun gibt es einige Fakultäten mehr, deren Sonderexistenz wissenschaftstheoretisch nicht begründet ist. Die Institute wurden in "Subeinheiten" verwandelt, eine läppische Umbenennung, doch nicht ohne eine gewisse Ranküne, um auf deren Subalternität zu verweisen.

Wie der "Rückbau" in Wien vor sich ging, kann ich nicht detailliert vorführen. Es gibt mit massiver Verspätung einen Entwicklungsplan, der weder Plan noch Entwicklung erkennen lässt. Dass die Institute immer wieder Vorschläge gemacht haben, wurde einfach nicht zur Kenntnis genommen. Die Prozesse - von den Prüfungen über die Lehrveranstaltungen bis zu Berufungen, Habilitationen und dem Entwurf von Studienplänen - sind im Gesetz nicht oder schlecht definiert. Es blieb alles beim Alten, und wenn die Alten nicht ihre Arbeit durchgeführt hätten, wie sie es gewohnt waren, wäre der ganze Betrieb zusammengebrochen, und die Studenten wären die ersten Opfer dieses so entstandenen Chaos geworden. Es war eine Bruchlandung; die Sauerstoffmasken sind ordnungsgemäß herausgefallen, der Pilot setzte auf einem Acker weit neben der Rollbahn auf; alle Passagiere überlebten, mussten aber auf Rutschen das Flugzeug verlassen.

Nun werden alle alten Funktionen neu besetzt, es werden wieder Institutsversammlungen einberufen, ohne Beschlussrecht, es gibt eine stark reduzierte Fakultät, in deren Sitzungen über die delphischen Sprüche des Rektorats gerätselt wird, es gibt Studienprogrammdirektoren, die verantwortlich für die Abwicklung des Studium sind. Dass es dahin kommen musste und konnte, ist dem Gesetz zu danken, das dem Rektorenteam die Möglichkeit gibt, so vorzugehen, wie es vorgegangen ist. Diese Reform bedeutet allenfalls die Umbenennung einer Organisation und ihrer Teile, keinesfalls aber eine vom Geist bestimmte Vorwärtsbewegung. Durch diese Reform ist eine substanzielle Reform, die Elemente exogener und endogener Kritik verarbeitet hätte, unterblieben, und wozu Lehrende und Lernende angehalten sind, nämlich vom Besonderen des Faches für das Allgemeine und die Gesellschaft tätig zu sein, davon merkt niemand mehr etwas. Wenn der Nationalökonom Winckler zu einer mentalen Bilanz seines Rektorats schreitet, wird er merken, wie tief er in den roten Zahlen ist.

Nostalgie ist nicht angesagt, auch nicht nach dem UOG 1975. Aber darauf hätte man nach einer kritischen Revision aufbauen können. Da präsentierte sich Österreich als fortschrittliches Land. Viele verschüttete Ansätze dieser Art gibt es hierzulande. In diesem Falle trägt die Innovationshysterie die Schuld. Wer jetzt den Arkadenhof der Universität betritt, erschrickt: Die meisten Bäume sind gefällt, ein Bagger wütet im Dienste der Innovation. Gewiss nicht billig, das Unternehmen. Andere Bauvorhaben wären dringlicher. Aber man will beweisen: Wir sind am Werk.
